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1 Der elektronische Daten- 
   austausch von Sozialversiche- 
   rungsdaten – eine Einführung
Alle Personen, die sich in der Europäischen Union 
(EU) aufhalten, haben das Recht, in jedem Staat der 
EU zu leben und zu arbeiten.1 Bei einem Wechsel des 
Wohnsitzes oder des Aufenthaltsortes innerhalb der 
EU haben alle Personen grundsätzlich dieselben Rech-
te und Pflichten wie die Staatsangehörigen jenes Staa-
tes, in dem sie sich nach dem Wechsel aufhalten. 
Es gilt der Grundsatz, wonach eine Person den sozialen 
Rechtsvorschriften jenes Mitgliedstaates unterliegt, in 
dem sie einer Beschäftigung oder selbständigen Er-
werbstätigkeit nachgeht. Da sich nationale Rechtsvor-
schriften zur sozialen Sicherheit naturgemäß stark un-
terscheiden und nur national anwendbar sind, besteht 
seit etwa 50 Jahren das Bestreben, mittels der EU-Vor-
schriften zur Koordinierung der Sozialversicherungs-
systeme eine europarechtliche Koordinierung der An-
wendung von nationalen Vorschriften herzustellen. 
Die zunehmende Mobilität der Bürger im EU-Raum 
sowie der immer größere Kreis an Mitgliedstaaten 
führt zunehmend zu organisatorischen und techni-
schen Herausforderungen bei der Gewährleistung der 
sozialen Sicherheit von Personen, die ihr Recht auf 
Freizügigkeit in der EU wahrnehmen. Um den not-
wendigen Informationsaustausch zu beschleunigen, 
wurde auf EU-Ebene die Einführung eines elektro-
nischen Datenaustauschs von Sozialversicherungsda-
ten normiert. Federführend von der EU-Kommission 
(Verwaltungskommission für die Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit) wurde eine euro-
päische Plattform für den elektronischen Austausch 
von Sozialversicherungsdaten (Electronic Exchange 

of Social Security Data, kurz EESSI) geschaffen und 
damit eine wesentliche Innovation zum Schutz der 
Rechte von EU-Bürgern forciert. Verschiedene För-
derprogramme der EU unterstützen die Anbindung 
der Mitgliedstaaten an die EESSI-Plattform. Teile der 
im Folgenden beschriebenen Umsetzung wurden über 
das europäische Programm CEF (Connecting Europe 
Facility) mitfinanziert.

2 Rechtliche 
   und organisatorische  
   Grundlagen – eine Übersicht
2.1 Verordnungen der  
      europäischen Union 
Die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des europäischen 
Parlaments vom 29. April 2004 modernisiert die Re-
geln für die Koordinierung der mitgliedstaatlichen 
Systeme der sozialen Sicherheit und achtet auf deren 
Vereinfachung, die allen Beteiligten zugutekommt. 
Die in der Verordnung enthaltenen Rechtsvorschriften 
ersetzen aber nicht die in den Mitgliedstaaten gelten-
den rechtlichen Grundlagen, sondern sollen allgemei-
ne europäische Standards wie etwa den allgemeinen 
Grundsatz der Gleichbehandlung bei der Anwendung 
nationalen Rechts in allen Bereichen der sozialen  
Sicherheit sicherstellen.
Weiters wurde auch die Basis für die Förderung und 
Einführung des elektronischen Datenaustauschs auf 
europäischer Ebene geschaffen. Als Erwägungsgrün-
de dafür wurde Folgendes angeführt:

„Die Benutzung von elektronischen Datenverarbei-
tungsdiensten für den Datenaustausch zwischen Trä-
gern erfordert Bestimmungen, die gewährleisten, dass 
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1 Diese Regelung gilt analog auch für die EFTA-Staaten Island, Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz.
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den Mitgliedstaaten, die an der Durchführung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 883/2004 beteiligt sind, auch der 
elektronischen Adressen, in einer Form, die ihre Aktua-
lisierung in Realzeit ermöglicht, soll den Austausch zwi-
schen den Trägern der sozialen Sicherheit erleichtern. 
Dieses Konzept, bei dem die Sachdienlichkeit der rein
faktischen Informationen und deren direkte Verfügbar-
keit für die Bürger im Vordergrund stehen, ist eine wich-
tige Vereinfachung, die durch diese Verordnung herbei-
geführt werden sollte.“

Aus den Erwägungsgründen wurden konkrete rechtli-
che Rahmenbedingungen zu Umfang und Modalitä-
ten des Datenaustauschs zwischen den Trägern, zwi-
schen den betroffenen Personen und den Trägern 
sowie insbesondere zu Format und Verfahren des Da-
tenaustauschs abgeleitet:

„Die Verwaltungskommission legt die Struktur, den In-
halt, das Format und die Verfahren im Einzelnen für den 
Austausch von Dokumenten und strukturierten elektro-
nischen Dokumenten fest.“
„Die Datenübermittlung zwischen den Trägern oder 
Verbindungsstellen erfolgt elektronisch entweder unmit-
telbar oder mittelbar über die Zugangsstellen in einem 
gemeinsamen sicheren Rahmen, in dem die Vertraulich-
keit und der Schutz der ausgetauschten Daten gewähr-
leistet werden kann.“
„Bei der Kommunikation mit den betroffenen Personen 
wenden die maßgeblichen Träger die für den Einzelfall 
geeigneten Verfahren an und verwenden so weit wie 
möglich vorzugsweise elektronische Mittel. Die Verwal-
tungskommission legt die praktischen Modalitäten für 
die Übermittlung von Informationen, Dokumenten oder 
Entscheidungen an die betreffende Person durch elekt-
ronische Mittel fest.“

Mit den genannten Regelungen wurde die Grundlage 
für die Umsetzung der EESSI-Plattform für den elek-
tronischen Datenaustausch von Sozialversicherungs-
daten in Europa geschaffen:
l	Der elektronische Datenaustausch findet in einem 

abgesicherten Netzwerk unter Berücksichtigung der 
höchsten Sicherheitsstandards statt.

l	Der elektronische Datenaustausch erfolgt über ver-
schiedene Geschäftsprozesse, die in der Folge als 
„Business Use Cases (BUCs)“ bezeichnet werden.

l	Die Fachdaten werden über strukturierte elektroni-
sche Dokumente übermittelt, welche in der Folge 
als „SEDs“ bezeichnet werden.

l	Die Kontakt- und Adressinformation wird den Mit-
gliedstaaten über ein elektronisches Verzeichnis 
(„Institution Repository“) zur Verfügung gestellt.

l	Die Verknüpfung des nationalen Systems mit der 
EESSI-Plattform erfolgt über ein oder mehrere nati-
onale Zugangsstellen, die in der Folge als „Access 
Points“ bezeichnet werden.

Die Detailregelungen, um alle zuständigen Institutio-
nen in Europa mit der Plattform EESSI zu verknüp-

elektronisch ausgetauschte oder herausgegebene Do-
kumente genauso anerkannt werden wie Dokumente in 
Papierform. Ein solcher Austausch hat unter Beach-
tung der Gemeinschaftsbestimmungen über den Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten und den freien Datenverkehr zu erfol-
gen.“

Weiters wurde festgelegt, dass die Verwaltungskom-
mission für die Koordinierung der Systeme der sozia-
len Sicherheit mithilfe eines Unterausschusses – der 
technischen Kommission – die Einführung neuer 
Technologien fördert:

„[…] fördert den größtmöglichen Einsatz neuer Techno-
logien, um den freien Personenverkehr zu erleichtern, 
insbesondere durch die Modernisierung der Verfahren 
für den Informationsaustausch und durch die Anpas-
sung des Informationsflusses zwischen den Trägern zum 
Zweck des Austauschs mit elektronischen Mitteln unter 
Berücksichtigung des Entwicklungsstands der Daten-
verarbeitung in dem jeweiligen Mitgliedstaat.“

Weiters wird im Art. 78 Verordnung (EG) Nr. 883/2004 
in Bezug auf den Einsatz neuer Technologien festge-
legt:

„Die Mitgliedstaaten verwenden schrittweise die neu-
en Technologien für den Austausch, den Zugang und 
die Verarbeitung der für die Anwendung dieser Verord-
nung und der Durchführungsverordnung erforderlichen  
Daten. Die Kommission der Europäischen Gemein-
schaften gewährt bei Aufgaben von gemeinsamem  
Interesse Unterstützung, sobald die Mitgliedstaaten  
diese elektronischen Datenverarbeitungsdienste einge-
richtet haben. Jeder Mitgliedstaat betreibt seinen Teil 
der elektronischen Datenverarbeitungsdienste in eige-
ner Verantwortung unter Beachtung der Gemeinschafts-
bestimmungen über den Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und den 
freien Datenverkehr.“

Die Modalitäten für die Durchführung der Verord-
nung (EG) Nr. 883/2004 wurden durch die Verord-
nung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. September 2009 festgelegt. 
Insbesondere wurden die fachlichen Grundlagen für 
den Ablauf der Verfahren in unterschiedlichen Sekto-
ren der sozialen Sicherheit festgelegt. Hinsichtlich des 
elektronischen Datenaustauschs wurden die folgen-
den Erwägungsgründe angeführt:

„Der Einsatz elektronischer Mittel eignet sich für den 
schnellen und zuverlässigen Datenaustausch zwischen 
den Trägern der Mitgliedstaaten. Die elektronische 
Verarbeitung von Daten soll zur Beschleunigung der 
Verfahren für die betroffenen Personen beitragen. Da-
bei sollten diese Personen die vollen Garantien der Ge-
meinschaftsbestimmungen zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
und zum freien Datenverkehr genießen.“
„Die Bereitstellung der Kontaktadressen der Stellen in
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fen, finden sich in den Beschlüssen der Verwaltungs-
kommission Nr. E1, E3 und E4 über die Übergangszeit 
gemäß Art. 95 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009:

„Der […] vorgesehene Zeitraum für den vollständi-
gen Übergang der Mitgliedstaaten zum elektronischen 
Datenaustausch wird verlängert, wobei das Enddatum 
des Übergangszeitraums nach dem folgenden Algorith-
mus festgesetzt wird: 2 Jahre ab dem Tag, an dem das  
zentrale EESSI-System entwickelt und erprobt ist sowie 
für die Nutzung bereitgestellt wird und die Mitgliedstaa-
ten somit mit der Integration in das Zentralsystem be-
ginnen können.“
„Die Europäische Kommission informiert die Mit-
gliedstaaten über den voraussichtlichen Termin für die 
Bereitstellung des zentralen EESSI-Systems, indem sie 
regelmäßig auf den Tagungen der Verwaltungskommis-
sion über den Projektstand berichtet.“
„Das zentrale EESSI-System gilt als für die Nutzung 
bereitgestellt, wenn all seine Bestandteile entwickelt, 
erprobt und von der Europäischen Kommission nach 
Anhörung des Exekutivausschusses für einsatzfähig be-
funden worden sind.“
„Der Zweijahreszeitraum […], der den Mitgliedstaaten 
die Integration in das zentrale EESSI-System ermög-
licht, beginnt an dem Tag, an dem durch Beschluss der 
Verwaltungskommission bestätigt wird, dass das zentra-
le EESSI-System einsatzfähig ist.“

Mit der Entscheidung der Verwaltungskommis- 
sion vom 26./27. Juni 2017 über die Fertigstel- 
lung der EESSI-Plattform beginnt die zweijährige  
Übergangsfrist gemäß Art. 95 der Verordnung (EG)  
Nr. 987/2009.

2.2 Rechtliche Rahmenbedingungen  
      in Österreich
Die innerstaatliche Rechtsgrundlage für die Rolle des 
Hauptverbandes der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger (HVB) und der verschiedenen Institutio-
nen sowie für die Umsetzung des Projekts „Elektro- 
nischer grenzüberschreitender Datenaustausch von 
Sozialversicherungsdaten“ (kurz EGDA) wurde durch 
die Novellierung des Sozialversicherungs-Ergän-
zungsgesetzes – SV-EG (im Rahmen des Sozialrechts- 
Änderungsgesetzes 2011) geschaffen (§§ 4 ff. SV-EG).
Insbesondere werden die Pflichten des Hauptverban-
des hinsichtlich der Festlegung von System, Formaten 
und Einsatzzeitpunkten in § 5 SV-EG definiert:

„(5) Der Hauptverband ist als Betreiber der Zugangs-
stelle insbesondere zuständig für: 
1. die Einrichtung und den Betrieb der Zugangsstelle 
(einschließlich der Erstellung allgemeiner Informati-
onsmaterialen und allgemeiner Schulungsunterlagen),
2. die Einrichtung und den Betrieb der Schnittstelle für 
den zentralen nationalen Datenaustausch, 
3. die Einrichtung und den Betrieb der Schnittstelle für 
den zentralen europäischen Datenaustausch gemäß den 
Verordnungen,

4. die Betreuung der nationalen Einträge in der öffent-
lich zugänglichen Datenbank nach Art. 88 Abs. 4 der 
Durchführungsverordnung (Master Directory), 
5. die Vertretung Österreichs gegenüber der Europä-
ischen Union im Rahmen des Elektronischen Daten- 
austausches von Informationen der sozialen Sicherheit 
(EESSI).
(6) Datenübermittlungen an die Zugangstelle sind 
unter Verwendung der entsprechenden strukturierten 
elektronischen Dokumente (SED) nach Art. 1 Abs. 2  
lit. c und d der Durchführungsverordnung ausschließ-
lich elektronisch (Art. 1 Abs. 2 lit. e der Durchführungs-
verordnung) durchzuführen.
(7) Für den Vollziehungsbereich bundesgesetzlicher 
Bestimmungen über folgende Leistungen kann der 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz im Einvernehmen mit dem/der jeweils sachlich 
zuständigen BundesministerIn durch Verordnung Ko-
ordinierungsstellen festlegen, über welche die Daten-
übermittlungen zu oder von der Zugangsstelle erfolgen, 
sofern andernfalls aufgrund der Unübersichtlichkeit 
der Struktur dieses Sektors die Gefahr von falschen 
Adressierungen der SEDs aus den anderen Mitglied-
staaten besteht und damit verbunden ein vermehrter 
Koordinierungsbedarf für den Hauptverband entstehen 
kann:
1. Leistungen bei Arbeitslosigkeit,
2. Familienleistungen,
3. Pflegegeld,
4. Leistungen der Sondersysteme für Beamte, die von 
Art. 3 Abs. 1 lit. c bis e der Verordnung erfasst werden,
5. Leistungen an Berufsgruppen, die nach § 5 GSVG 
oder einer gleichartigen Bestimmung von der Pflicht-
versicherung ausgenommen sind.
(8) Ob und inwieweit auch für landesgesetzlich einge-
richtete Rechtsträger von Systemen der sozialen Sicher-
heit Koordinierungsstellen eingerichtet werden, richtet 
sich nach landesgesetzlichen Bestimmungen.
(9) Der Hauptverband hat die technischen Spezifikati-
onen für die elektronische Datenübermittlung über die 
Zugangsstelle festzulegen und im Internet so zu veröf-
fentlichen, dass Veränderungen auf Dauer nachvoll-
ziehbar bleiben und der jeweils aktuelle Stand einfach 
zu ermitteln ist. […] Er ist im Rahmen seiner Tätigkeit 
als Zugangsstelle Dienstleister […] für die jeweils 
sachlich zuständigen Träger und nicht berechtigt, die 
ihm übergebenen Daten inhaltlich zu verändern oder 
Entscheidungen über Ansprüche zu treffen.“

Damit wurde die Basis für die nationale Umsetzungs-
initiative EGDA geschaffen.

2.3 Die Umsetzungsinitiative  
      für den elektronischen  
      Datenaustausch in Österreich
Im Rahmen der nationalen Umsetzungsstrategie 
EGDA werden etwa hundert papierbasierte Ge-
schäftsprozesse mit dem Ausland in die europaweite 
digitale Plattform EESSI übergeführt. Betroffen sind 
alle Sektoren der sozialen Sicherheit mit insgesamt 
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Abbildung 1: Informationsfluss zwischen Fachanwendungen in Europa
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fast 400 SEDs zur Klärung von grenzübergreifenden 
Sachverhalten.
Die Leistungsmerkmale der Plattform EESSI für den 
elektronischen Datenaustausch sind
l	eine schnellere Bearbeitung von Anträgen  

durch Sachbearbeiter,
l	die effektive Berechnung und Auszahlung  

von Leistungen,
l	ein standardisierter Informationsfluss zwischen 

Ländern
l	sowie eine optimierte Prüfung und Erhebung  

von Daten.
Der Hauptverband in seiner zentralen Rolle als Ver-
bindungsstelle bzw. Zugangsstelle verknüpft die ver-
schiedenen nationalen Träger auf fachlicher und 
technischer Ebene und ist zentrale Schnittstelle zwi-
schen der europäischen Plattform EESSI und allen 
Trägern in Österreich. 
Sehr verschiedene Aufgaben werden gebündelt, um 
eine optimale Steuerung der Anbindung an die digita-
le EESSI-Plattform zu ermöglichen und eine Mini-
mierung der Implementierungskosten in Österreich 
zu erreichen. Als technische Zugangsstelle („elektro-
nische Poststelle Österreichs“) ermöglicht und orga-
nisiert der Hauptverband den Empfang bzw. die Ver-
sendung von Information in Österreich:
(1) Die technische Zugangsstelle ist der technische 

Endpunkt der Kommunikation zwischen Öster-
reich und den europäischen Partnern.

(2) Alle nationalen Träger bzw. zuständige Instituti-
onen sowie Verbindungsstellen sind die fachli-
chen Endpunkte der Kommunikation zwischen 
Österreich und den europäischen Partnern.

(3) Die technische Zugangsstelle ist der technische 
„Single Point of Contact“ für die Datenübergabe 
an bzw. von allen fachlich zuständigen Trägern 
und Institutionen in Österreich zum Zwecke des 
internationalen Datenaustauschs.

Eine Koordination und Vernetzung aller österreichi-
schen Träger auf fachlicher und technischer Ebene, 
um als einheitliches Ganzes im europäischen Kontext 
zu agieren, ist dabei eine wichtige Voraussetzung. 
Um diese Voraussetzung zu erfüllen, wurden über 
EGDA organisatorische, fachliche und technische 
Rahmenbedingungen für eine Anbindung aller öster-
reichischen Träger geschaffen und etwaige Spezifika-
tionen und Informationen veröffentlicht. Aufgrund 
der gewählten Informationsarchitektur (siehe Ab- 
bildung 1) und der speziellen nationalen Anforderun-
gen wurden die analogen Spezifikationen nicht eins 
zu eins aus den europäischen Rahmenbedingungen 
übernommen. Vielmehr haben die Rahmenbedingun-
gen einen klaren nationalen Fokus auf den Daten- 
austausch zwischen österreichischen Trägern (Stan-
dardprodukte, Fachanwendungen) und der Zugangs- 
stelle im Hauptverband.

3 Organisatorische und fachliche  
   Rahmenbedingungen für eine  
   Anbindung an die Plattform  
   EESSI – die Herausforderung
Abgeleitet aus den EU-Verordnungen und den im  
SV-EG festgelegten Aufgaben des HVB als Zugangs-
stelle, wird ein umfassender digitaler Datenaustausch 
in Österreich zwischen Zugangsstelle und Trägern so-
wie zuständigen Institutionen festgelegt. Die Festle-
gung betrifft alle Sektoren der sozialen Sicherheit, 
insbesondere
l	Leistungen bei Krankheit sowie Leistungen bei 

Mutterschaft und gleichgestellte Leistungen bei Va-
terschaft, 

l	Altersrenten, Vorruhestandsleistungen und Leistun-
gen bei Invalidität, 

l	Leistungen an Hinterbliebene und Sterbegeld, 
l	Leistungen bei Arbeitslosigkeit; Familienleistun-

gen,
l	Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrank-

heiten. 
Die gesamte Kommunikation zwischen Zugangsstelle 
und Trägern sowie den zuständigen Institutionen er-
folgt über standardisierte nationale Geschäftsprozes-
se (BUCs) und strukturierte nationale elektronische 
Dokumente („nSEDs“). Neben diesen fachlichen Ge-
sichtspunkten ist die elektronische Adresse des Part-
ners für den Austausch von Fachdaten ein entschei-
dender fachlicher Parameter für den elektronischen 
Datenaustausch. Dieser Wert für die exakte Adres-
sierung einer elektronischen Nachricht kann über 
das Verzeichnis der Sozialversicherungsträger in Eu-
ropa („Institution Repository“) ermittelt werden. Die 
Wartung der Einträge liegt in der Verantwortlichkeit 
der Mitgliedstaaten. Für die österreichischen Einträ-
ge ist der Hauptverband der österreichischen Sozial-
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l	Die umfassende Verwaltung einer Instanz eines 
Geschäftsfalls ist organisatorisch und fachlich in 
der jeweiligen Organisation zu ermöglichen (Ver-
waltung der Geschäftsprozesse). 

l	Die umfassende Bearbeitung von fachlichen SEDs 
in der Rolle Sender oder Empfänger ist organisa-
torisch und fachlich in der jeweiligen Organisati-
on umzusetzen (Umsetzung des Dialogs mit dem 
Ausland).

l	Die Definition von organisatorischen und fachli-
chen Anforderungen mit der jeweiligen Fachan-
wendung ist durchzuführen (Abstimmung mit den 
technischen Systemen).

l	Die Abstimmung mit der jeweiligen Verbindungs-
stelle und anderen Trägern und Institutionen über 
eine einheitliche Vorgehensweise bei einzelnen 
Geschäftsprozessen ist durchzuführen (Richtlinien 
zu fachlichen Abläufen).

Die Zugangsstelle in ihrer Rolle als fachliche und 
organisatorische Schnittstelle zur EESSI-Plattform 
muss für eine erfolgreiche Anbindung Österreichs 
folgende Punkte umsetzen:
l	Die umfassende zentrale Verwaltung des internati-

onalen Datenaustauschs zwischen Österreich und 
den anderen Mitgliedstaaten ist zu ermöglichen.

l	Die Kompetenzen der nationalen Organisationen 
sind zentral zu verwalten und zu publizieren. 

l	Die Sammlung bzw. Verteilung der fachlichen In-
formation von bzw. an alle nationalen Träger und 
Verbindungsstellen ist gemäß einem umfassenden, 
wartbaren Regelwerk durchzuführen.

Die grundlegenden Rahmenbedingungen zur Um- 
setzung wurden gemeinsam mit der Abteilung  
„Internationale und Europäische Angelegenheiten 
der Sozialversicherung“ (IESV) im Hauptverband 
der österreichischen Sozialversicherungsträger  
für hundert BUCs mit 400 nSEDs erarbeitet und 
in sogenannten Organisationsbeschreibungen auf 
dem Portal der österreichischen Sozialversiche-
rung veröffentlicht (www.sozialversicherung.at/
egda). Als erstes Projekt wurde der innerösterreichi-
sche Datenaustausch zwischen den Trägern und der 
Zugangsstelle für die Kostenverrechnung im Bereich 
Krankheit und Unfall umgesetzt.

4 Technische Grundlagen  
   für eine Anbindung an  
   die Plattform EESSI –  
   das Fundament
Die fachlichen Anforderungen an die Verwaltung 
der Geschäftsprozesse, die fachliche Anforderung an 
die Bearbeitung von Fachdaten, die Kompetenzen 
der jeweiligen nationalen und internationalen Träger 
und zuständigen Institutionen hinsichtlich der Ge-
schäftsprozesse sowie die gewählte technische Ar-
chitektur mit der Zugangsstelle als „elektronischer 

versicherungsträger in seiner Rolle als Zugangsstelle 
und Verbindungsstelle verantwortlich. Über das Pro-
jekt EGDA wurde die laufende Wartung und Pflege 
der Information initialisiert:
(1) Erfassung der fachlichen Kompetenzen, insbe-

sondere die Zuordnung der nationalen Träger 
und Institutionen (ca. 200 Organisationen) zu 
Geschäftsprozessen (BUCs) in der Rolle als 
Starter („Case Owner“) und/oder Empfänger 
(„Counterparty“)

(2) Erfassung bzw. Migration von Kontaktdaten der 
nationalen Träger und Institutionen

(3) Laufende Wartung und Adaptierung aufgrund 
von organisatorischen und fachlichen Änderun-
gen 

(4) Vorankündigung und Meldung einer signifikanten 
Änderung an die Europäische Kommission

Um die Risiken von Fehlentwicklungen bei der An-
bindung aller zuständigen österreichischen Organisa-
tionen an die zentrale EESSI-Plattform (gemäß den 
Kompetenzen im „Institution Repository“) zu mini-
mieren, wurde die schrittweise Einführung (Phasen) 
des Systems im Rahmen einer nationalen Implemen-
tierungsstrategie festgelegt. Dabei wurden insbeson-
dere die folgenden Gesichtspunkte berücksichtigt:
l	Die Einführung der Geschäftsprozesse erfolgt in 

Österreich nach dem Prinzip von einfachen zu kom-
plexen Prozessen.

l	Die verschiedenen Phasen beinhalten Machbar-
keitsstudien und Pilotsysteme, um den Fachabtei-
lungen ausreichend Flexibilität bei der Umsetzung 
zu ermöglichen.

l	Verschiedene IT-Systeme in der Sozialversicherung 
unterstützen die Fachabteilungen bei der Verwaltung 
von Geschäftsprozessen und werden bei Machbar-
keitsstudien und Pilotsystemen berücksichtigt. 

Daraus abgeleitet müssen Träger und zuständige Ins-
titutionen – in jeder für sie relevanten Phase der Um-
setzung – die folgenden Punkte organisatorisch und 
fachlich umsetzen:
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nischen Repräsentation der Geschäftsprozesse und 
Datenformate in speziellen umgesetzten „Technologi-
en“ (XSD und XML). Die Veröffentlichung erfolgt auf 
dem Portal der österreichischen Sozialversicherung  
(www.sozialversicherung.at/egda).
Die Anbindung an die EESSI-Plattform wird im 
laufenden Betrieb durch eine umfassende Support-
struktur für die Fachbereiche und Fachanwendungen 
unterstützt. Zentrale Rollen in der Supportstruktur 
spielen (1) der SV-Service Desk, (2) die fachlichen 
und technischen Kompetenzen im Hauptverband 
und (3) die technischen Kompetenzen in der ITSV 
GmbH. Damit wird der zuverlässige und sichere Da-
tenaustausch für ca. mindestens eine Million Nach-
richten im Vollausbau garantiert.

5 Der elektronische  
   Datenaustausch mit Slowenien  
   – die Erfolgsgeschichte
Wesentliche Meilensteine des Projekts EGDA sind 
in allen Phasen der Umsetzung Machbarkeitsstudien 
und Pilotsysteme. Für ausgewählte BUCs werden im 
Rahmen von Machbarkeitsstudien und Pilotsystemen 
mit einer eingeschränkten Anzahl von Partnern alle 
Aspekte der nationalen Umsetzung betrachtet:
(1) Die gesamte Architektur wird über verschiedenste 

Testverfahren geprüft.
(2) Die Konformität der einzelnen Komponenten mit 

den Vorgaben auf fachlicher und technischer Ebe-
ne wird geprüft.

(3) Der Übergang in ein operatives Umfeld wird an-
gestoßen.

(4) Der operative Einsatz wird gestartet.
Für den Bereich „anzuwendendes Recht“ wurde im 
Laufe der Übergangsphase Slowenien ein wichtiger 
Partner. Im ersten Halbjahr 2018 wurde gemein-
sam entschieden, alle Schritte bis zur Produktion zu 

Poststelle“ für die österreichischen Träger verlangt 
ein umfassendes Implementierungskonzept auf ös-
terreichischer Seite. Ein derartiges Konzept wurde 
vom Projekt EGDA in Zusammenarbeit mit der Ab-
teilung IT-Organisation (IT-ORG) im Hauptverband 
und der IT-Services der Sozialversicherung GmbH 
(ITSV GmbH) erarbeitet sowie umgesetzt. Die so 
umgesetzte technische Architektur ermöglicht allen 
technischen Systemen (Fachanwendungen) über den 
nationalen Teil der Zugangsstelle („elektronische 
Poststelle Österreichs“), den internationalen Teil der 
Zugangsstelle („EESSI-Eingangskontrolle“) und die 
EESSI-Plattform Informationen zu grenzübergrei-
fenden Sachverhalten in Form von elektronischen 
Nachrichten mit den internationalen Partnern schnell 
und sicher auszutauschen.
Die gesamte technische Architektur des elektro-
nischen Datenaustauschs setzt auf drei Säulen für 
eine effektive technische Anbindung aller Träger-
systeme an die europäische Plattform EESSI:
l	Die Datendrehscheibe der österreichischen Sozi-

alversicherung (kurz DDS) als zuverlässiger digi-
taler Kommunikationskanal (FTP) zwischen der 
Zugangsstelle und den Trägersystemen. Diese 
Komponente erlaubt die Anbindung aller beste-
henden Trägersysteme. Diese Systeme zeichnen 
sich durch einen hohen Durchsatz an SEDs in 
Bezug auf spezifische geschäftskritische BUCs  
aus. 

l	Für BUCs mit weniger Durchsatz an SEDs und 
im Allgemeinen mit weniger geschäftskritischen 
Aspekten sind derzeit oftmals keine Fachanwen-
dungen umgesetzt. Für diese Fälle stellt das Pro-
jekt EGDA allen Trägern und zuständigen Insti-
tutionen eine Webanwendung für Sachbearbeiter 
(kurz EGDA.WEB) zur Verfügung. Damit ist 
gewährleistet, dass eine Anbindung aller beteilig-
ten nationalen Organisationen gemäß den recht-
lichen Rahmenbedingungen umfassend möglich 
ist. EGDA.WEB wurde gemeinsam mit der Ab-
teilung IT-ORG im Hauptverband und der ITSV 
GmbH erarbeitet sowie umgesetzt.

l	Die technische Zugangsstelle (EGDA.NATADAP) 
als „elektronische Poststelle“ dient als Datenvertei-
ler sowohl nach Europa über die EESSI-Plattform 
als auch nach Österreich über die Datendrehscheibe 
und EGDA.WEB. Wesentliches Leistungsmerk- 
mal ist die Transformation nationaler Formate in 
internationale und umgekehrt. Prüfungen auf ver-
schiedenen Ebenen verbessern die Datenqualität  
und garantieren einen effizienten Ablauf der Kom-
munikation mit dem Ausland.

Die gesamte technische Architektur (siehe Abbil- 
dung 2) wird im technischen Teil der Organisations-
beschreibungen spezifiziert und dargestellt. Darüber 
hinaus erfolgt eine umfassende Darstellung der tech-

Die IT-Organisation im  
Hauptverband wurde zur 
technischen und organisa-
torischen Kompetenz für 
strategische Ausrichtung  
und Realisierung.

Abbildung 2: Technische Funktionen und Übertragungstechnologien
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5.1 Rechtliche Grundlagen
Die rechtliche Basis für die genannten BUCs bilden 
die folgenden Verordnungen:
l	 Grundverordnung (EG) Nr. 883/2004
l	 Durchführungsverordnung (EG) Nr. 987/2009
Der BUC „Entsendung“ beschreibt den Sachver-
halt, wie ein Mitgliedstaat darüber informiert wer-
den kann, dass eine Person entsprechend Art. 12 
der Grundverordnung (EG) Nr. 883/2004 in diesen 
Staat entsendet wird. Eine Institution eines Mitglied- 
staates benachrichtigt die betroffene Institution in 
einem anderen Mitgliedstaat, dass ein Arbeitnehmer 
bzw. Selbständiger im Rahmen einer Entsendung 
eine Tätigkeit in ebendiesem Mitgliedstaat ausüben 
wird.
Auszug aus der Grundverordnung (EG) Nr. 883/2004 
Art. 12 Abs. 1:

„Eine Person, die in einem Mitgliedstaat für Rech-
nung eines Arbeitgebers, der gewöhnlich dort tätig ist, 
eine Beschäftigung ausübt und die von diesem Arbeit-
geber in einen anderen Mitgliedstaat entsandt wird,  
um dort eine Arbeit für dessen Rechnung auszuführen, 
unterliegt weiterhin den Rechtsvorschriften des ersten 
Mitgliedstaates, sofern die voraussichtliche Dauer 
dieser Arbeit vierundzwanzig Monate nicht über-
schreitet und diese Person nicht eine andere Person 
ablöst.“

Der BUC „Festlegung der anzuwendenden Rechts-
vorschriften“ beschreibt die Festlegung der anzu-
wendenden Rechtsvorschriften für eine Person, 
die gemäß Art. 13 der Grundverordnung (EG)  
Nr. 883/2004 in zwei oder mehr Mitgliedsstaaten 
unselbständig bzw. selbständig erwerbstätig ist. 
Dieser BUC wird gestartet, wenn eine Person oder 
ihre rechtliche Vertretung die zuständige Institution 
im Wohnortmitgliedstaat beauftragt, das anzuwen-
dende Recht der Person zu bestimmen.
Die beiden genannten Prozesse zeigen unterschied-
liche Merkmale:
l	LA_BUC_04 ist ein Prozess mit geringer Komple-

xität und besteht im Wesentlichen aus einer Benach-
richtigung eines ausländischen Trägers.

l	LA_BUC_02 ist ein Prozess mit höherer Komple-
xität und stellt ein Verhandlungsverfahren mit An-
frage- bzw. Antwort-Nachrichten sowie Einsprü-
chen und Entscheidungen dar.

Im Folgenden wird der Datenaustausch mit Sloweni-
en anhand von LA_BUC_04 dargestellt. Zusätzlich 
werden unmittelbar verknüpfte Prozesse angeführt, 
um ein Gesamtbild zu geben.

5.2 Der Prozess zur Ausstellung  
      eines PD A1, der LA_BUC_04  
      und die beteiligten Träger
Der Ablauf des Prozesses vom Antrag des Versi-
cherten oder Dienstgebers zur Ausstellung eines 

durchlaufen und als finalen Schritt einen operativen  
Datenaustausch zu starten. Für diesen erstmaligen 
Schritt in Europa wurden die Geschäftsprozesse  
LA_BUC_02 (LA steht für „Legislation Appli-
cable“) und LA_BUC_04 ausgewählt. Sie zeichnen 
sich durch eine hohe fachliche Relevanz und eine 
hohe Fallanzahl aus. Beide BUCs befassen sich mit 
der Bestimmung des Staates, dessen Rechtsvor-
schriften bei einer Beschäftigung eines Versicherten 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat anzuwenden 
sind. Der LA_BUC_04 behandelt eine Entsendung 
und der LA_BUC_02 die Festlegung der anzuwen-
denden Rechtsvorschriften bei mehrfacher Tätigkeit.
Eine umfassende Umsetzung dieser BUCs wird die 
Anzahl der zu verwaltenden Papierformulare – und 
damit den Verwaltungsaufwand – in der Verbin-
dungsstelle und bei den Trägern deutlich reduzieren.  
Derzeit werden jährlich ca. 45.000 Entsendungen von 
Bürgern aus einem anderen EU-Mitgliedstaat nach 
Österreich durchgeführt. Für diese Entsendungen 
werden dem Versicherten eigene Formulare („Porta-
ble Documents“, kurz PD A1), die als Bestätigung 
der anzuwendenden Rechtsvorschriften dienen, aus-
gehändigt. Für die meisten Mitgliedstaaten gibt es 
derzeit Vereinbarungen, dass diese PD-A1-Formula-
re in Kopie an die betroffenen Mitgliedstaaten (Ver-
bindungsstelle) gesendet werden, um die Entsendung 
zu bestätigen. Österreich muss derzeit jährlich rund 
45.000 Papierformulare verwalten und digitalisie-
ren. Der Anteil der Entsendungen aus Slowenien be-
trägt ca. 20 Prozent, d. h., allein die Einführung des  
elektronischen Datenaustauschs zur Entsendebestä-
tigung mit Slowenien reduziert den Verwaltungs- 
aufwand für diesen einen Anwendungsfall um min-
destens 20 Prozent. Die Gesamtanzahl der Entsen-
dungen aus Österreich ist mit ca. 50.000 jährlich 
geringfügig höher, davon gehen jedoch nur 763 nach 
Slowenien.

Slowenien ist ein wichtiger 
Partner auf dem Weg  

zum operativen Austausch 
von Daten.
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PD A1 über die Ausstellung und Bestätigung an das 
Ausland (LA_BUC_04) bis zur Aushändigung des 
PD-A1-Formulars an den Versicherten erfolgt ge-
mäß Abbildung 3.
Eine Ausstellung eines PD A1 in Österreich kön-
nen prinzipiell 69 Träger vornehmen. Dies sind 
alle Gebietskrankenkassen, einige Sonderversi-
cherungsträger, andere bundesgesetzlich geregel-
te Träger, landesgesetzlich geregelte Träger so-
wie auch privatrechtlich geregelte Träger. Damit 
sind diese Träger auch verpflichtet, am elektroni-
schen Datenaustausch gemäß LA_BUC_04 (und 
auch LA_BUC_02) teilzunehmen. Die technische  
Unterstützung erfahren sie durch zwei Standardpro-
dukte (Standardsoftware der Sozialversicherung) 
und EGDA.WEB. Auf der slowenischen Seite sind 
nur drei Versicherungsträger sowie ein zentrales 
technisches System an dem Datenaustausch betei-
ligt. 

5.3 Ein Fallbeispiel zur Illustration  
      des Datenaustauschs
Der operative Datenaustausch zwischen Slowenien 
und Österreich wird anhand eines Anwendungsfalls 
einer Entsendung von Österreich nach Slowenien 
dargestellt. Der zuständige österreichische Versi-
cherungsträger (Beispiel) verwendet für den Daten-
austausch die vom Projekt EGDA bereitgestellte 
Webanwendung EGDA.WEB.
Fallbeispiel: Herr Franz Mustermann ist unselb-
ständig erwerbstätig bei der Firma Hans & Franz in 
Wien und bei dem zuständigen österreichischen So-
zialversicherungsträger versichert. Die Firma Hans 
& Franz entsendet Herrn Mustermann für einen 
Zeitraum von zehn Tagen nach Slowenien, um in 
der Firma „Slovenski gorski športi“ auszuhelfen. 
Die Ausstellung der Entsendebescheinigung erfolgt 
über den zuständigen österreichischen Sozialversi-
cherungsträger gemäß Abbildung 3. Um dem zu-
ständigen slowenischen Versicherungsträger mitzu-
teilen, dass diese Person im angegebenen Zeitraum 
entsandt wurde und das österreichische Recht in 
diesem Zeitraum gilt, wird eine elektronische 
Nachricht (A009) an den slowenischen Versiche-
rungsträger gemäß LA_BUC_04 gesendet. Als 
Nachweis der Entsendung wird dem Versicherten 
Franz Mustermann außerdem ein entsprechendes 
Papierformular, das PD A1, ausgehändigt, das er 
während seiner Tätigkeit im Ausland mit sich füh-
ren muss.
Da der Sachbearbeiter beim zuständigen österrei-
chischen Sozialversicherungsträger EGDA.WEB 
im Einsatz hat, können alle Arbeitsschritte des Trä-
gers für den Datenaustausch in einer Anwendung 
durchgeführt werden. 
Schritt 1: Der Sachbearbeiter öffnet die Anwen-

Abbildung 3: Ausstellung eines PD A1 und Bestätigung  
an das Ausland (A009)

Abbildung 4: Auswahl des Geschäftsprozesses „Entsendung“

Abbildung 5: Erfassung der Daten des anderen Mitgliedstaates  
sowie zum Versicherten
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dung EGDA.WEB über den Browser und erfasst 
die allgemeinen Daten zum BUC (LA_BUC_04 – 
Entsendung) (Abbildung 4).
Schritt 2: Anschließend werden Daten zum auslän-
dischen Träger oder zur Verbindungsstelle und zur 
Person, für die die Entsendebestätigung gilt, erfasst 
(Abbildung 5).
Schritt 3: Schließlich werden die Details der Ent-
sendung angegeben, wie z. B. der Arbeitgeber im 
Entsendestaat, der Arbeitgeber im anderen Mit-
gliedstaat, der Zeitraum der Entsendung und der 
Staat, dessen Recht anzuwenden ist (Abbildung 6).
Schritt 4: Nach erfolgreicher Erstellung der Nach-
richt wird diese an den slowenischen Träger gesen-
det. Der Sachbearbeiter kann nun direkt aus der 
Anwendung das PD-A1-Formular erzeugen und an 
den Dienstgeber bzw. Versicherten übermitteln 
(Abbildung 7).

6 Fazit
Aufgrund der rechtlichen Rahmenbedingungen 
ist die Umsetzung des elektronischen grenzüber-
schreitenden Datenaustauschs zur Klärung von 
grenzübergreifenden Sachverhalten für fast hundert 
Geschäftsprozesse in allen Bereichen der sozialen 
Sicherheit zwingend mit Juni 2019 umzusetzen. 
Über einen sequenziellen Ansatz zur Anbindung 
der österreichischen Träger an die europäische 
Plattform EESSI hat es Österreich – gemeinsam 
mit Slowenien – geschafft, einen operativen Da-
tenaustausch in einem enorm wichtigen Bereich 
umzusetzen. Diese Umsetzung ist ein Beispiel für 
eine Optimierung der Verwaltungsabläufe bei den 
Sozialversicherungsträgern und beim Hauptver-
band (durch einen wesentlich reduzierten Verwal-
tungsaufwand im Vergleich zur derzeitigen Papier-
manipulation).
Im Rahmen des EU-Ratsvorsitzes wurde im De-
zember erstmalig der operative Austausch anhand 
eines Fallbeispiels in der Verwaltungskommission 
präsentiert. Mit 10. Jänner 2019 startete der ope-
rative Betrieb und die SGKK (Salzburger Gebiets-
krankenkasse) führte die erste Entsendung über das 
System durch. Seit dem 31. Jänner 2019 ist das Sys-
tem im Vollbetrieb. 
Seit dem 1. Jänner 2019 ist Österreich für wichti-
ge Geschäftsprozesse im Bereich Krankheit und 
Unfall ebenfalls technisch und fachlich gerüstet, 
um operativ Daten auszutauschen. Ähnliche Pilot-
systeme – wie mit Slowenien – werden deshalb in 
den genannten  Bereichen für April erwartet. Damit 
werden enorme Anstrengungen im Hauptverband 
und bei den Sozialversicherungsträgern schließlich 
zu Erfolgsgeschichten. Bis Juni 2019 werden alle 
Bereiche der sozialen Sicherheit angebunden und 
mit den europäischen Partnern vernetzt. 

Abbildung 7: Das PD A1 für den Versicherten

Abbildung 6: Erfassung der Daten zur Darstellung der rechtlichen  
Grundlagen für die Entsendung


